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KOMMENTAR

Nie wieder
rechtes Morden!
Peter Nowak fordert von ver.di
mehr antirassistisches Engagement

»Wieso wurden die NSU-Morde
erst diskutiert, als die Täter und
nicht als die Opfer starben?« Das
ist eine von zahlreichen Fragen,
die in der ersten Etage der ver.di-
Bundesverwaltung in Berlin auf
verschiedenen Tafeln zu lesen
sind. Sie sind Teil der Ausstel-
lung »Im Kontext NSU – Welche
Fragen stellen Sie?« von Beate
Maria Wörz. Sie hat Menschen
aus unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen zum NSU-Kom-
plex befragt.
Fragen dazu hatten auch die

rund 50 TeilnehmerInnen einer
Veranstaltung am 8. Mai unter
dem Motto »... dass der NSU nie
wieder möglich ist«. Kurz einge-
führt in das Thema wurde vom
Referenten für Migration im Vor-
stand der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft, Romin Khan.
Er erklärte dabei, dass es auch die
Aufgabe der Gewerkschaften sei,
die Perspektive der Opfer des
rechten Terrors stärker in die Öf-
fentlichkeit zu rücken. Das sei
umso notwendiger, als der NSU-
Prozess die Erwartungen und
Hoffnungen vieler Angehöriger
der Opfer enttäuscht habe, wie
Rechtsanwältin Antonia von der
Behrens auf der Veranstaltung
erläuterte. Sie vertritt Angehörige
von NSU-Opfern als Nebenkläger.
Die anfängliche Hoffnung, dass
der Prozess die Aufklärung der
vielen offenen Fragen rund um
den NSU-Komplex voranbringen
könnte, seien enttäuscht worden.
Heute würden die Opfer den
Prozess nur noch selten besu-
chen.
In den meisten Medien wurde

mehr über die Frisur von Beate
Zschäpe als über die Wünsche
und Gefühle der Opfer diskutiert.
»Der große gesellschaftliche Auf-
schrei nach der Enttarnung des
NSU ist ausgeblieben, und da
schließe ich ausdrücklich meine
Gewerkschaft mit ein«, sagte Mo-
nika Roloff vom AK Antirassismus
bei ver.di Hamburg. Der habe
sich vergeblich für die Einrich-
tung eines parlamentarischen
Untersuchungsausschusses zum
NSU auch in Hamburg eingesetzt,
wo am 27. Juni 2001 Süleyman
Taşköprü vom NSU erschossen
wurde. Es fehle jedoch der ge-
sellschaftliche Druck, auch der
von ver.di.
Mit Verweis auf die Satzung

erkärte Roloff das Engagement
für die NSU-Opfer zu einer Kern-
aufgabe der Gewerkschaft.
Schließlich sei dort von Solidari-
tät und gleichen Rechten für alle
Menschen die Rede.
Der Passus hat natürlich kei-

neswegs verhindern können, dass
auch Gewerkschaftsmitglieder
rechte Parteien und deren Ge-
dankengut unterstützen. Gerade
aus diesem Grund sollte das anti-
rassistische Engagement von
ver.di noch mehr in der Öffent-
lichkeit präsent sein, auch und
vor allem in den Betrieben.
»Mach meinen Kumpel nicht an«,
lautete das eingängige Motto ei-
ner gewerkschaftlichen Kampag-
ne in den 1980er Jahren. Sie
sorgte damals für rege Diskussio-
nen in Betrieben, Schulen und
Jugendklubs. Daran sollten die
Gewerkschaften bei ihrer anti-
rassistischen Arbeit heute wieder
anknüpfen.

Hoffnungsvolle Signale für Pädagogen und Wissenschaftler
Auf ihrem Gewerkschaftstag sagte die GEW prekären Beschäftigungsverhältnissen im Bildungsbereich den Kampf an

Der Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) erarbeitete die Ziele der Bil-
dungspolitik für die kommenden
vier Jahre. Eine zentrale Aufgabe ist
und bleibt die Inklusion.

Von Dirk Farke

»Bildung.Weiter denken!« lautete das
Motto des 28. Gewerkschaftstages der
Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW), der vom 6. bis
10. Mai in Freiburg stattfand. 432
Delegierte diskutierten und entschie-
den über Positionen und Ziele der
GEW zu bildungs- und tarifpoliti-
schen Themen.
Der Gewerkschaftstag ist das

höchste Beschlussgremium der GEW
und bestimmt die Ziele der Arbeit für
die kommenden vier Jahre. Leider
war die Wahl des geschäftsführen-
den Vorstandes entgegen allen Prog-
nosen amDienstagmittag immer noch
nicht beendet, sodass für unabding-
bare Forderungen zur politischen
Agenda viel weniger Zeit verblieb, als
ursprünglich vorgesehen war. Und
dennoch, die hier gefassten Beschlüs-
se der Delegierten postulieren nichts
weniger als einen Paradigmenwech-

sel in den wichtigsten gesellschafts-
politischen Bereichen, vor allem in
der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Bil-
dungspolitik.
Eine zentrale Aufgabe in der Bil-

dungspolitik ist und bleibt nach Auf-
fassung der Delegierten die Inklusi-
on. Gemäß der im Jahr 2009 verab-
schiedeten UN-Behindertenrechts-
konvention haben Eltern behinder-
ter Kinder in Deutschland das Recht
und nach Ansicht vieler Interpreten
der Konvention auch die Pflicht, ei-
ne Beschulung ihrer Kinder an einer
Regelschule durchzusetzen. »Weg
von den Defiziten der anderen, hin
zu den Defiziten im Bildungssys-
tem«, fordern die GEW-Delegierten
in ihrem Beschluss. Weiter heißt es
dort, aktuell fehle es an Geld und
Zeit, an pädagogischem Personal und
multiprofessionellen Teams. Für alle
Menschenmüssten – unabhängig von
ihrer sozialen und ethnischen Her-
kunft, von Geschlecht, Behinderung,
aufenthaltsrechtlichem Status und
anderen sozialen und persönlichen
Voraussetzungen – eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe an Bildung sowie
Chancen für den größtmöglichen
Bildungserfolg gewährleistet wer-
den.

In Zeiten von Ausgrenzung und
jahrzehntelanger neoliberaler Wirt-
schaftsdominanz positioniert sich die
GEW aktiv gegen rechts. Eine gleich-
zeitigeMitgliedschaft in der GEWund
der AfD stünden sich diametral ent-
gegen und seien deshalb ausge-
schlossen, lautet ein wichtiger Be-
schluss, eingebracht vom Bundesaus-
schuss der Studentinnen und Stu-

denten. Ein wichtiges Signal geht fer-
ner aus von der Aufforderung, an-
lässlich des 45. Jahrestages des Ra-
dikalenerlasses eine zweite bundes-
weite Berufsverbote-Konferenz mit
begleitender Pressekonferenz durch-
zuführen, um dieses weiterhin aktu-
elle politische Thema aufzugreifen.

Das Ziel bleibt für die GEW, eine Be-
endigung der kollektiven Verfolgung
demokratischer Kräfte durchzuset-
zen und die Rehabilitierung der Be-
troffenen zu erreichen.
Ein zunehmendes Problem auch

für die GEW sind prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse. Mittlerweile ver-
fügen im Bildungssystem rund 30
Prozent der Beschäftigten über kei-
nen unbefristeten Arbeitsvertrag
mehr. Zahlen, wie man sie sonst nur
aus dem Niedriglohnbereich für ge-
ring Qualifizierte kennt. Doch zuneh-
mend greifen sie auf den gesamten
Bildungssektor über: Minijobs in Ki-
tas, befristete Lehrtätigkeit mit ge-
ringem Verdienst in der Familienbil-
dung oder an den Hochschulen und
schlecht bezahlte Zeitverträge an
Volkshochschulen, die leider auch an
den Regelschulen immer mehr zur
Regel werden.
Genau in diese Kerbe schlug auch

Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei die LINKE, in seinem Gastred-
nerbeitrag. Längst hätte mehr Geld in
die Ausbildung von Erzieherinnen
und Erziehern gesteckt werden müs-
sen, sagte er. Stattdessen plane die
noch amtierende Bundesregierung,
die Rüstungsausgaben weiter zu er-

höhen. »Der gesellschaftliche Reich-
tum muss endlich ordentlich umver-
teilt werden«, so Riexingers Forde-
rung.
Es dürfte viel Wasser die Dreisam

herabgelaufen seien, seit ein amtie-
rendes Mitglied der Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di auf einem GEW-
Gewerkschaftstag zuletzt soviel Bei-
fall erhalten hat. Die als GEW-Vor-
sitzende wiedergewählte Marlis Tepe
bemerkte im Anschluss: »Ich hätte an
dieser Stelle dasselbe sagen können.
Wir haben viele gemeinsame bil-
dungspolitische Forderungen, wir
haben nur noch nicht die entspre-
chende Wählermehrheit.«
Die GEW kann und muss nun den

langsam Fahrt aufnehmenden Bun-
destagswahlkampf dazu nutzen, um
durch verschiedene Maßnahmen und
Aktionen Druck auf die Politik aus-
zuüben. Die amtierende Große Koa-
lition und die gelb-schwarze Vorgän-
gerregierung haben die Bildung in die
Bredouille gebracht. Bleibt zu wün-
schen, dass sich die haushaltspoliti-
schen Rahmenbedingungen für die
dringendsten bildungspolitischen
Maßnahmen mit der kommenden
Regierung endlich wieder ändern
werden.

Eine gleichzeitige
Mitgliedschaft in der
GEW und der AfD
stehen sich diametral
entgegen und sind
deshalb ausgeschlossen.
Beschluss auf
dem GEW-Gewerkschaftstag

GDL setzt auf Sozialpartnerschaft
Lokführergewerkschaft schlägt auf ihrer Generalversammlung moderate Töne an
Die Lokführergewerkschaft GDL hat
bei einem Festakt ihr 150-jähriges
Jubiläum gefeiert. Bei dieser Gele-
genheit machte die Führung ihre
Sicht auf Privatisierungsfragen
deutlich.

Von Hans-Gerd Öfinger

Mit langen Streiks hatte sich die Ge-
werkschaft Deutscher Lokomotivfüh-
rer (GDL) über Jahre bei Bewunde-
rern und Kritikern den Ruf einer be-
sonders kämpferischen Interessen-
vertretung erworben. Dass sie nach
stürmischen Jahren nun auf Ko-Ma-
nagement und Sozialpartnerschaft
setzt, war bei der Generalversamm-
lung unüberhörbar, die am Donners-
tag in Ludwigshafen zu Ende ging.
So schlug der von rund 95 Prozent

der Delegierten im Amt bestätigte
Gewerkschaftschef Claus Weselsky
bei einem Festakt zum 150-jährigen
Jubiläum seiner Organisation im Bei-
sein von Politikern und Managern
verschiedener Bahngesellschaften
moderate Töne an: »Wir bewegen uns
verantwortungsbewusst in der Tarif-
partnerschaft und gemeinsammit den
Arbeitgebern«, erklärte das offenbar
vom Saulus zum Paulus gewandelte
CDU-Mitglied. »Wir wollen Sozial-

partnerschaft so leben, dass beide
Seiten partizipieren. EinGeschäft, das
keinen Gewinn bringt, ist kein Ge-
schäft«, so Weselsky, der den Begriff
der »Sozialpartnerschaft« wiederholt
benutzte und sich auch zu Sanierun-
gen und zum »Wettbewerb als
Grundlage unserer Wirtschaftsord-
nung« bekannte. Der Festakt endete
mit dem Absingen der Nationalhym-
ne.
Neben der Bestätigung Weselskys

und seiner Stellvertreter Norbert
Quitter und Lutz Schreiber standen in
der nicht öffentlichen Arbeitstagung
auch zahlreiche Anträge zu Organi-
sation und Satzung sowie zu berufs-
spezifischen Fragen auf der Tages-
ordnung. So öffnet sich die GDL jetzt
auch für Lokführer, die als Leiharbei-
ter eingesetzt werden. »Wir verdam-
men Zeitarbeit nicht per se, sie muss
nur vergleichbare Einkommen brin-
gen«, so Weselsky auf nd-Anfrage.
Mehrere Anträge zur Sozialpolitik
wurden verworfen, so etwa Forde-
rungen nach Anhebung steuerrecht-
licher Pauschbeträge bei Schwerbe-
hinderung und nach Absenkung der
Mehrwertsteuer für Arzneimittel auf
sieben Prozent. »Der Antrag bezieht
sich auf eine gesamtgesellschaftliche
Forderung und betrifft nicht explizit

die berufsgewerkschaftlichen Ziele
der GDL«, so die Begründung der An-
tragskommission für die Ablehnung
und somit für einen Verzicht auf po-
litische Einmischung.
Ein Leitantrag zur »Stärkung des

Eisenbahnsystems« kritisiert die mit
der Umwandlung der alten Staats-
bahnen in die Deutsche BahnAG (DB)
einhergehende Schrumpfung der
Bahninfrastruktur und Schwächung
der Schiene im Wettbewerb mit der
Straße. Das Papier fordert eine neue
»Strukturreform« mit Überführung
der DB-Infrastrukturtöchter in eine
von Gewinnorientierung befreite Ge-
sellschaft. Die DB-Transportunter-
nehmen und andere Bahnen sollten
hingegen »weiter Gewinne erwirt-
schaften«, so Weselsky, der so seine
Vorliebe für das britische Modell der
Bahnprivatisierung ausdrückte. Auf
der Insel ist die defizitäre Infrastruk-
tur in quasi-öffentlicher Träger-
schaft, während gewinnorientierte
Private den Personen- und Güterver-
kehr betreiben. »Wir können die Pri-
vatisierung eh nicht verhindern«,
antwortete Weselsky auf die Frage
nach seinem Standpunkt zum aktu-
ellen Tauziehen umeinen Verkauf der
stadteigenen Erfurter Bahn. Am Mitt-
wochabend hatte der Erfurter Stadt-

rat einstimmig den von SPD-Ober-
bürgermeister Andreas Bausewein
angedachten Verkauf der Regional-
bahngesellschaft abgelehnt.
Die GDL hat nach Angaben ihres

Chefs derzeit rund 34 000 Mitglieder
und besetzt etwa 500 Betriebsrats-
mandate, davon rund 350 bei der DB
und 150 bei privaten Bahnen. Einen
besonders hohen Organisationsgrad
errang sie nach ihrer Neugründung
Anfang 1990 unter den Lokführern in
der sich auflösenden DDR. Unter den
zahlreichen geladenen Ex-Vorstän-
den und »Veteranen« aus Ost und
West fehlte in Ludwigshafen Wesel-
skys Vorgänger Manfred Schell, der
seit 1989 GDL-Chef war und beim
Eintritt in den Ruhestand 2008 zum
Ehrenvorsitzenden gewählt wurde.
Inzwischen hat er sich mit dem »Zieh-
sohn« überworfen. Dem Vernehmen
nach wurde Schell 2015 wegen an-
geblich ausstehender Mitgliedsbei-
träge ohne Chance zur Anhörung von
den Leitungsgremien aus der GDL
ausgeschlossen. Er wehrte sich vor
Gericht erfolgreich gegen die Vor-
würfe, verzichtete jedoch auf einen
Kampf um Wiederaufnahme. In ei-
nem in Ludwigshafen präsentierten
Film über die 150-jährige Historie der
Gewerkschaft kam Schell nicht vor.

Universitärer
Arbeitskampf
Studentische Beschäftigte
fordern neuen Tarifvertrag

Von Christopher Wimmer

Seit Monaten läuft bereits die
Kampagne für einen neuen Tarif-
vertrag studentischer Beschäftig-
ter an Berliner Hochschulen. Ein
neuer Vertrag ist überfällig, denn
seit 16 Jahren wurde der Stun-
denlohn für studentische Beschäf-
tigte nicht erhöht – zwischenzeit-
lich wurde sogar das Weihnachts-
geld gestrichen. Neue Vereinba-
rungen sind das Ziel der Tarifini-
tiative, in der sich die Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di und die
GEW (Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft) mit Aktiven aus
den studentischen Personalräten
und Studierendenvertretungen
zusammengeschlossen haben.
Die Ausgangslage der Studie-

renden erscheint günstig. »Im Lau-
fe des letzten Jahres haben wir
über 1000 neue Gewerkschafts-
mitglieder gewonnen, die die Ta-
rifverhandlungen unterstützen.
Die studentischen Beschäftigten
sind damit heute so gut organi-
siert wie seit vielen Jahren nicht«,
so Tina Böhmer von der Initiative.
Bis Ende Juni soll nach drei Ver-
handlungsrunden ein Vertragsab-
schluss stehen. »Bei der ersten
Runde wurde ganz klar: Die Hoch-
schulen werden uns nichts schen-
ken! Deswegen brauchen wir jetzt
die Unterstützung der gesamten
Studierendenschaft und aller üb-
rigen wissenschaftlichen Status-
gruppen«, so Böhmer bei der Auf-
taktveranstaltung zum Arbeits-
kampf Anfang Mai an der Hum-
boldt-Universität.

Die Veranstaltung war mit rund
30Leutennur spärlichbesucht.Der
steigende Organisationsgrad unter
den studentischen Beschäftigten
macht den Aktivist_innen den-
noch Mut, den Druck auf die rot-
rot-grüne Landesregierung zu er-
höhen. Diese hatte im Koalitions-
vertrag steigende Entgelte für stu-
dentische Beschäftigte angekün-
digt. »Mindestens der Entwicklung
der realen Lebenshaltungskosten
entsprechen« sollen sie. Die Politik
muss die Hochschulen nun in die
Pflicht nehmen.

»Die studentischen
Beschäftigten
sind heute so gut
organisiert wie seit
vielen Jahren nicht.«
Tina Böhmer,
Uni-Tarifinitiative
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